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Einleitung 
 

Der BDI begrüßt die Vorlage des ersten Pakets der Rechtverordnungen zur 

Umsetzung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) noch vor der 

Sommerpause. Die Dauer der Verbändebeteiligung von 22 Werktagen ist ein 

Schritt in Richtung einer verhältnismäßigen Länder- und Verbändebeteili-

gung. Der Bitte um Stellungnahme kommt der BDI gerne nach.  

Das Ergebnis des Vermittlungsausschusses aus dem Dezember 2019 sieht 

eine Erhöhung des CO2-Preispfades um zehn bis fünfzehn Euro pro Jahr vor. 

Mit dem Kabinettsbeschluss vom 20. Mai 2020 wurde das entsprechende Ge-

setz zur ersten Änderung des Brennstoffemissionshandels eingebracht. Der 

erhöhte Preis, beginnend im Jahr 2021, hat zur Folge, dass der Wettbewerbs-

druck auf die Unternehmen durch Liquiditätsentzug und teils existenzbedro-

hender Zusatzbelastung weiter steigt. Der BDI unterstützt die Einführung ei-

ner CO2-Bepreisung in den Sektoren, die nicht dem europäischen Emissions-

handel unterliegen. Es ist ein Instrument, um ein Preissignal für eine am Kli-

maschutz ausgerichtete Nachfrage zu bieten. Voraussetzung für seine Wirk-

samkeit ist aber, dass die CO2-Bepreisung die Wettbewerbsfähigkeit der Un-

ternehmen unter dem Strich nicht belastet.  

Vor Inkrafttreten des nationalen Emissionshandels sollten daher, wie im 

Gesetz vorgesehen und durch Aussagen der Bundesregierung bestätigt, 

bestandskräftige Regelungen zur Vermeidung von Carbon Leakage so-

wie lückenlose Verfahren für eine Vorab-Befreiung, von am EU-Emissi-

onshandel beteiligten Anlagen, geregelt sein. Letzteres soll über die vor-

liegende Berichterstattungsverordnung 2022 (BeV 2022) geregelt werden. 

Aus Sicht der Industrie wird dies bisher noch nicht angemessen berücksich-

tigt. Vielmehr besteht ein hohes Risiko, dass die Regelungen der BeV 2022 

in vielen Fällen auf eine ex post Kompensation nach § 11 Abs. 2 BEHG hin-

auslaufen, was einen jährlichen Liquiditätsentzug in Milliardenhöhe nach 

sich ziehen würde. 

Des Weiteren könnte bereits ein Teil des Risikos gemindert werden, indem 

die Frist zum Kauf von Zertifikaten zum Vorjahrespreis bis zum 30. Septem-

ber verlängert wird. Der 28. Februar ist mit Blick auf u. a. die in § 7 Absatz 

5 BEHG vorgesehene Vorab-Befreiung von EU ETS-Anlagen vom CO2-

Preis nicht sachgerecht. Darüber hinaus liegen die Energiesteueranmeldun-

gen als Grundlage für die Ermittlung der BEHG-pflichtigen Brennstoffmen-

gen bei jährlicher Steueranmeldung erst zum 31.05. des dem 
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Veranlagungsjahr folgenden Jahres vor. Dies sollte im parlamentarischen 

Verfahren angepasst werden.  

Zudem müssen Gesetz und Rechtsverordnungen berücksichtigen, dass die 

vorgesehenen Entlastungstatbestände, die Vermeidung einer Doppelbelas-

tung und Kompensationszahlungen praktisch auch erfolgen können. Es sollte 

daher ein Verfahren beschrieben werden, dass eine genaue Berechnung der 

entsprechenden Zahlungen anhand der relevanten Brennstoffmengen und ge-

zahlter CO2-Preise transparent ermöglicht.  

Aus ökologischen und ökonomischen Gründen findet in der Abfallverbren-

nung eine Wärmerückgewinnung statt. Für diesen Prozess bedarf es einer 

Zünd- und Stützfeuerung durch Erdgas oder Heizöl. Abfälle sind in der Ein-

führungsphase nicht von der Berichtspflicht des nationalen Emissionshan-

dels erfasst. Es sollte daher berücksichtigt werden, dass auch der Brennstof-

feinsatz für die Zünd- und Stützfeuerung in der Einführungsphase nicht von 

der Berichtspflicht erfasst wird.  
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Berichterstattungsverordnung 2022 – BeV 2022 

 

Anmerkungen zum Referentenentwurf  
 

Die Rechtsverordnung bleibt in ihrer Gesamtheit bei zwei elementaren As-

pekten vage: 

▪ Nicht zu belastende und damit mindestens abzugsfähige Brennstof-

femissionsmengen bzw. Brennstoffmengen zum Zeitpunkt der Ab-

rechnung vom CO2-Preis freizustellen 

▪ Details zur praktischen Umsetzung einer Vorab-Befreiung von am 

EU-Emissionshandel teilnehmenden Anlagen sowie von Brennstof-

fen für die stoffliche Nutzung 

Beide Aspekte bedürfen einer grundlegenden Überarbeitung im Verord-

nungstext, damit es nicht zu Wettbewerbsverzerrungen und temporärer 

Mehrfachbepreisung kommt. Dies gilt im Zusammenhang mit dieser Verord-

nung für die Themen Vorab-Befreiung von am EU-Emissionshandel teilneh-

menden Anlagen, stoffliche Nutzung von Brennstoffen, dem tatsächlich 

wirksamen Emissionsfaktor für nachhaltige Biomasse und nachhaltig herge-

stellte synthetische Brennstoffe.  

Aus dem Entwurf geht bisher nicht hervor, wie mit Lieferungen von Brenn-

stoffen, die am Standort vor dem Verbrauch eingelagert und nicht im selben 

Kalenderjahr verbraucht werden, umgegangen werden soll. Ebenfalls ist 

nicht hinreichend geklärt, wie mit dem Eigenverbrauch von Brennstoffen, die 

durch ein Unternehmen gefördert und unmittelbar von demselben Unterneh-

men in einer EU-Emissionshandelsanlage verbraucht werden, umgegangen 

werden soll. Diese Fälle sollte der Verordnungsgeber entsprechend klarstel-

len. 

 

Im Einzelnen 

Zu § 1 Anwendungsbereich und Zweck 

 

§ 1 regelt die Periode, für welche die BeV 2022 gilt. Der BDI hält es für 

sachgerecht, dass BeV 2022 nur für die Einführungsphase in den Jahren 2021 

und 2022 Bestandskraft hat. Zum einen gilt es, den nationalen Handel als 

vollkommen neues System zu testen. Zum anderen fällt in den ersten beiden 
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Jahren nur ein Teil der fossilen Brennstoffe unter den Anwendungsbereich 

des BEHG. Aufgrund der Kürze der zur Umsetzung der Rechtsverordnungen 

zur Verfügung stehenden Zeit ist es richtig, sich hier auf den begrenzten An-

wendungsbereich des BEHG zu beschränken, auch um sicherzustellen, dass 

alle anderen Rechtsverordnungen vor Inkrafttreten des Preismechanismus 

des BEHG rechtskräftig und ggf. von der EU Kommission notifiziert sind. 

 

Zu § 3 Entbehrlichkeit des Überwachungsplans 

 

Nach § 3 Satz 2 entfällt die Notwendigkeit, einen Überwachungsplan zu 

übermitteln und genehmigen zu lassen. Der BDI begrüßt vereinfachte Ver-

fahren, um es den Verantwortlichen und Betroffenen möglichst einfach zu 

machen, sich an das System anzupassen und zu integrieren.  

 

Zu § 4 Allgemeine Grundsätze (stoffliche Nutzung von Brenn-

stoffen) 

 

In § 4 ist definiert, dass Kohlendioxid zu überwachen und zu berichten ist, 

das bei einer Verbrennung von Brennstoffen freigesetzt werden kann. Laut 

§ 25 Energiesteuergesetz sind Brennstoffe, die zu anderen Zwecken als zur 

Verwendung als Kraft- oder Heizstoff und zur Herstellung von in § 4 Ener-

giesteuergesetz genannten Kraft- oder Heizstoffen eingesetzt werden - ein-

schließlich der stofflichen Nutzung - von der Energiesteuer befreit – nicht 

entlastet (!). Diese Brennstoffmengen fallen nicht unter den Anwendungsbe-

reich des BEHG. 

Da es sich bei Erdgas hingegen für gewöhnlich um einen leitungsgebundenen 

Energieträger handelt, der mit Entnahme aus dem Leitungsnetz nach § 38 

Absatz 1 Satz 1 Energiesteuergesetz energiesteuerpflichtig wird, kann dieses 

im Falle einer stofflichen Nutzung gemäß § 47 Abs. 1 Nummer 3 Energie-

steuergesetz von der Energiesteuer entlastet werden. Zur Vermeidung einer 

Doppelerfassung wird die stoffliche Nutzung von Erdgas daher in §10 Absatz 

1 Nr. 4 i. V. m. Absatz 4 von der CO2-Bepreisung durch den nationalen Emis-

sionshandel ausgenommen. 

Während rechtlich eindeutig ist, dass die stoffliche Nutzung von Brennstof-

fen nicht mit dem nationalen CO2-Preis belegt werden soll, ist die praktische 
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Umsetzung nicht geregelt. Der Verordnungsgeber muss zwei Aspekte  

sicherstellen: 

1. Der Kunde darf für Brennstoffmengen, die stofflich genutzt werden, 

bei Lieferung bzw. Abrechnung nicht mit dem CO2-Preis belastet 

werden. 

2. Der Verantwortliche muss die gelieferten Mengen, für die er keinen 

CO2-Preis erheben durfte, da sie stofflich genutzt werden, gemäß ih-

res Emissionsgehaltes von den zertifikatsabgabepflichten Brennstof-

femissionsmengen abziehen können. 

Der BDI weist mit Nachdruck darauf hin, dass eine solche Regelung ergänzt 

werden muss, um sicherzustellen, dass nur die Brennstoffemissionen bepreist 

werden, die auch unter den Anwendungsbereich des BEHG fallen. Das gilt 

nicht nur für den Verantwortlichen, sondern bezieht explizit auch den Kun-

den ein, dem ein solcher Preis nicht in Rechnung gestellt werden sollte. Da 

Verantwortlicher und Emittent im nationalen Emissionshandel unterschied-

liche Akteure mit unterschiedlichen Betroffenheiten sind, sollte der Verord-

nungsgeber eine klare und rechtssichere Regelung für beide Parteien ergän-

zen, die auch Zwischenhändler nicht ausgrenzt. 

 

Zu § 6 Bestimmung des abzugsfähigen Bioenergieanteils 

 

§ 6 soll im Wesentlichen die Verordnungsermächtigung des § 7 Absatz 4 

Nummer 2 Variante 2 BEHG umsetzen:  

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung … 

die Anforderungen an die Ermittlung der Brennstoffemissionen … zu 

regeln, insbesondere kann sie … Standardwerte für Emissionsfakto-

ren von Brennstoffen festlegen; dabei sollen die biogenen Brennstof-

femissionen bei entsprechendem Nachhaltigkeitsnachweis mit dem 

Emissionsfaktor Null belegt werden. 

Die Sollvorschrift bezieht sich zwar auf biogene Brennstoffemissionen, der 

Wortlaut dieser Verordnungsermächtigung erlaubt es aber ohne Zweifel, 

auch anderen treibhausgasreduzierten oder treibhausgasneutralen flüssigen 

Kraftstoffen oder einem Anteil, der in herkömmlichen Kraftstoffen enthalten 

ist, einen Emissionsfaktor von Null zuzuweisen. Und der Gesetzeszweck  

(§ 1 Abs. 2 BEHG) erfordert sogar, alle Emissionen nicht fossilen Ursprungs 
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von der Bepreisung freizuhalten. Mit einer nur auf biogenen Emissionen be-

grenzten Gestaltung würde die Verordnung den durch Verordnungsermäch-

tigung und Gesetzeszweck vorgegebenen Gestaltungsrahmen in rechtswidri-

ger Weise einschränken. Die Ermächtigung muss vielmehr so genutzt wer-

den, dass alle Emissionseinsparungen durch den Einsatz grüner Moleküle an-

erkannt und von der Bepreisung ausgenommen werden. Eine Beschränkung 

auf biogene Brennstoffemissionen ist gesetzeszweckwidrig und verstößt ge-

gen die Vorgaben aus Art. 80 GG. Der Verordnungsgeber muss sich bei der 

Wahrnehmung der vom Parlament abgeleiteten Gestaltungsmacht an die vor-

gegebenen Grenzen halten. Den in der Ermächtigungsgrundlage angegebe-

nen Zweck darf der Verordnungsgeber nicht überschreiten.  

Zu den anderen treibhausgasarmen oder treibhausgasneutralen flüssigen 

Kraftstoffen gehören vor allem  

▪ synthetische Kraftstoffe, die aus erneuerbarem Strom erzeugt werden 

sowie 

▪ durch gemeinsame Verarbeitung (auch Co-Processing oder Mitverar-

beitung genannt) von mineralölstämmigen und biogenen Ölen herge-

stellte Kraftstoffe. 

Synthetische Kraftstoffe werden durch das Gesetz und den Verordnungsent-

wurf wie gängige Otto- und Dieselkraftstoffe behandelt, indem sie oder ihr 

Anteil im Kraftstoffgemisch nicht den Emissionsfaktor Null erhalten. Der 

ausdrückliche Gesetzeszweck, nämlich die Bepreisung fossiler Treibhaus-

gasemissionen, wird damit klar verfehlt. 

Der Verordnungsgeber sollte dafür Sorge tragen, dass der Gesetzes-

zweck eingehalten wird und nur fossile Brennstoffe bzw. Brennstoffan-

teile bepreist werden. Allen treibhausgasreduzierten oder treibhausgas-

neutralen Kraftstoffen (nachhaltige Biokraftstoffe, synthetisch herge-

stellte Kraftstoffe – E-Fuels – durch Mitverarbeitung hergestellte Kraft-

stoffe) sollte der Emissionsfaktor Null zugewiesen werden. 

Bei mitverarbeiteten Kraftstoffen wird aus dem Verordnungsentwurf nicht 

deutlich, ob sie den Emissionsfaktor Null erhalten. Falls dies nicht der Fall 

sein sollte, wird auch hier der Gesetzeszweck eindeutig verfehlt. 
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Zu Anlage 1 Teil 3 Nummer 2 (Berechnung von abzugsfähigen 

Brennstoffemissionen) 

 

Nach § 11 darf im Emissionsbericht der Brennstoffemissionsanteil aus nach-

weislich nachhaltiger Biomasse von den zu berichtenden und damit zertifi-

katspflichtigen Brennstoffemissionen abgezogen werden. Teil 3 Nummer 2 

der Anlage 1 zieht zur Berechnung der nach § 11 doppelt belasteten Brenn-

stoffemissionen den Biomasseanteil der jeweiligen dem EU-Emissionshan-

del unterliegenden Anlage heran. In der Formel wird nicht zwischen den 

Brennstoffen unterschieden, sondern lediglich auf den Gesamtanteil verwie-

sen. Der Bioenergieanteil wird allerdings „brennstoffscharf“ ermittelt und 

auch ausgewiesen. Da die Zertifikate sich an den unterschiedlichen Brenn-

stoffgehalten bemessen, sollte auch der Bioenergieanteil je Brennstoff zur 

Berechnung herangezogen werden. Folglich wird folgende Ergänzung der 

Formel aus Anlage 1 Teil 3 Nummer 2 vorgeschlagen:  

Biomasseanteil Brennstoff_EU-ETSi der in der dem EU-Emissionshandel 

unterliegenden Anlage (i) anerkannte Biomasseanteil des Brennstoffs. 

 

Zu § 10 Absatz 1 - Vermeidung von Doppelerfassungen nach § 7 

Absatz 4 Nr. 5 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

 

In Anlehnung an die Systematik des Energiesteuerrechts verpflichtet das 

BEHG die Unternehmen auf derjenigen Handelsstufe zur Teilnahme am na-

tionalen Emissionshandel, auf der die Steuer für das Inverkehrbringen von 

Energieerzeugnissen entsteht. Das sind grundsätzlich die Steuerlager (Her-

stellungs- und Lagerbetriebe). Diese Grundentscheidung des Gesetzgebers 

macht es erforderlich, dass Entlastungen im Energiesteuerrecht, die dort eine 

doppelte Besteuerung verhindern oder eine Besteuerung nachträglich korri-

gieren, auch im BEHG nachvollzogen werden. 

In nachfolgender Tabelle sind die Entlastungstatbestände des Energiesteuer-

rechts (Energiesteuergesetz – EnergieStG und Energiesteuerdurchführungs-

verordnung - EnergieStV) aufgelistet, die auch im BEHG nachvollzogen 

werden müssen. Sie sind noch nicht vollständig in den Verordnungsentwurf 

eingeflossen. 
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Norm 

(EnergieStG) 

Inhalt 

§ 8 Abs. 7 Erstattung bei Beförderung in der Annahme eines 

wirksamen Steueraussetzungsverfahren 

§ 14 Abs. 8 Erstattung bei Unregelmäßigkeiten im Steuerausset-

zungsverfahren wegen Erhebungskompetenz eines an-

deren Mitgliedstaates als DE 

§ 18a Abs. 4 Erstattung bei Unregelmäßigkeiten im Beförderungs-

verfahren des steuerrechtlichen freien Verkehrs we-

gen Erhebungskompetenz eines anderen Mitgliedstaa-

tes als DE 

§ 19b Abs. 3 Erstattung in Einfuhrfällen 

§ 38 Abs. 5 Steuervergütung bei nicht angemeldetem Lieferersta-

tus (Erdgas) 

§ 46 Abs. 1 Steuerentlastung beim Verbringen aus dem Steuerge-

biet 

§ 47 Abs. 1 Steuerentlastung bei Aufnahme in Betriebe und bei 

Einsatz zu steuerfreien Zwecken 

§ 52 Steuerentlastung für die Schiff- und Luftfahrt (greift 

bei der Verwendung versteuerter Energieerzeugnisse 

für Zwecke des § 27 EnergieStG) 

§ 96 Abs. 1 Steuerentlastung für die Schifffahrt für nicht gekenn-

zeichnete Gasöle 

 
§ 10 des Verordnungsentwurfs erfasst davon lediglich die §§ 46 und 47 Ener-

gieStG. Die übrigen Entlastungstatbestände müssen ebenfalls berücksichtigt 

werden. 

Zur lückenlosen Sicherstellung einer Vermeidung von Doppelerfassun-

gen sollten die Entlastungstatbestände nach Energiesteuerrecht voll-

ständig erfasst und in § 10 ergänzt werden. 

Die Erfassung der Entlastungen nach den §§ 46 und 47 EnergieStG ist zudem 

unvollständig: § 10 Absatz 1 Nr. 1 sieht vor, dass eine entsprechende Menge 

an Brennstoffemissionen abgezogen werden kann, wenn die Brennstoffe 

durch den Verantwortlichen in ein Steuerlager nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Ener-

gieStG aufgenommen worden sind. Verantwortliche können Brennstoffe je-

doch auch in ein Steuerlager nach § 6 EnergieStG (Herstellungsbetrieb) auf-

nehmen. Die Entlastung bei Aufnahme in ein Steuerlager nach § 5 Absatz 

2 EnergieStG sollte im Rahmen von § 10 wie folgt geändert werden: 
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(1) Der Verantwortliche kann eine entsprechende Menge an Brennstoffemis-

sionen von den nach § 7 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes in ei-

nem Kalenderjahr zu berichtenden Brennstoffemissionen für Mengen 

von Brennstoffen abziehen, 

1. die durch den Verantwortlichen nach dem 1. Januar 2021 in ein Steu-

erlager nach § 5 Absatz 2 des Energiesteuergesetzes aufgenommen 

worden sind und nachweislich nach § 47 Absatz 1 Nummer 1 des 

Energiesteuergesetzes für dasselbe Kalenderjahr entlastet wurden. 

 

Darüber hinaus können der Verantwortliche, der die Energieerzeugnisse 

steuerpflichtig in den Verkehr gebracht hat, und der Entlastungsberechtigte 

in der Praxis auseinanderfallen, u. a. wenn die Energieerzeugnisse in ein 

Steuerlager eines Dritten aufgenommen werden.  

Der Verordnungsgeber sollte daher ebenfalls Entlastungen bei Dritten 

anerkennen, wenn letzterer ebenfalls als Verantwortlicher registriert ist. 

 

 

Zu § 10 Absatz 4 Vermeidung von Doppelerfassungen nach § 7 

Absatz 4 Nummer 5 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

 
§ 10 soll sicherstellen, dass Emissionen möglichst nicht doppelt berichtet 

werden. Der BDI begrüßt diese Herangehensweise. Absatz 4 regelt diesen 

Sachverhalt für die stoffliche Nutzung von Erdgas. EU-Emissionshandelsan-

lagen sollen demnach über § 11 von der Doppelbelastung befreit werden. Für 

Anlagen, die nicht dem EU-Emissionshandel unterliegen, soll der Verant-

wortliche die entsprechenden Mengen von der zertifikatspflichtigen Menge 

abziehen können. Der Verordnungsgeber lässt aber vollkommen offen, wie 

dies in der Praxis rechtsicher abgewickelt werden soll. In der Begründung zu 

§ 10 Abs. 4 schreibt er lediglich:  

„Der Verantwortliche kann bei der stofflichen Verwendung von Erd-

gas einen Abzug von den zu berichtenden Brennstoffemissionen dann 

vornehmen, wenn ihm der Verwender geeignete Nachweisdokumente 

rechtzeitig vor Erstellung des Emissionsberichtes nach § 7 Absatz 1 

zur Verfügung stellt.“  

Diese Dokumente sollten grundsätzlich zum Zeitpunkt der Abrechnung 

zwischen Verantwortlichen und Anlagenbetreiber vorliegen. Sollte es 
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keinen bestehenden Nachweis geben, sollte der Verordnungsgeber einen ent-

sprechenden Nachweis, bspw. in Form einer Erklärung durch den Anlagen-

betreiber zur Verwendung der Brennstoffe – bis zum Start des Brennstof-

femissionshandels zur Verfügung stellen. 

Ansonsten drohen den Unternehmen außerhalb des EU-Emissionshandels 

nicht nur zusätzliche finanzielle Lasten durch den nationalen CO2-Preis für 

energetische Emissionen, sondern auch für Prozessemissionen, die nicht un-

ter den Anwendungsbereich des BEHG fallen. Laut Umweltbundesamt lagen 

die Emissionen aus Industrieprozessen bei 48,3 Millionen Tonnen CO2-

Äquivalenten. Bei einer angenommenen Aufteilung der Emissionen zwi-

schen Anlagen innerhalb und außerhalb des EU-Emissionshandels von zwei 

Drittel zu einem Drittel ergibt sich im worst case bei einem Preis von 25 Euro 

je Tonne CO2 eine Mehrbelastung kleiner und mittlerer Betriebe von rund 

400 Million Euro im Jahr 2021, obwohl diese Emissionen nicht durch den 

nationalen Emissionshandel bepreist werden dürfen. Eine rechtssichere Klar-

stellung dieses Sachverhaltes für alle Brennstoffe ist dringend geboten. 

Zu § 11 Vermeidung von Doppelbelastungen nach § 7 Absatz 5 

des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

 

Die Vermeidung von Doppelbelastungen ist eine der zentralen Forderungen 

des BDI. Begründet ist diese Forderung auf § 7 Absatz 5 BEHG, der eine 

Vermeidung von Doppelbelastungen von EU-Emissionshandelsanlagen 

möglichst vorab vorsieht. Hierfür sind Anforderungen und Verfahren in der 

Rechtsverordnung zu definieren. Aus Sicht des BDI erteilt der Gesetzgeber 

dem Verordnungsgeber den Auftrag, das Verfahren für diese Vorab-Befrei-

ung zu regeln, an dessen Abschluss für den Verantwortlichen der Abzug ent-

sprechender Brennstoffemissionsmengen von seinem Bericht steht. Es bedarf 

zudem einer Regelung zur Vorab-Befreiung, die auch Brennstofflieferungen 

durch Dritte (Zwischenhändler) beinhaltet. 

Darüber hinaus bedarf es einer Regelung, die den Fall adressiert, in dem der 

Betreiber der EU-Emissionshandelsanlage und der Verantwortliche für die 

Abgabe identisch sind, wodurch weder eine direkte noch eine indirekte Lie-

ferung erfolgt (Eigenförderung und -verbrauch). Werden von dem Verant-

wortlichen Brennstoffmengen in EU-Emissionshandelsanlagen verwendet, 

können nach dem aktuellen Wortlaut des Verordnungsentwurfes die Mengen 

an Brennstoffemissionen nicht in Abzug gebracht werden, da wortwörtlich 

die Doppelbelastung nur für weitergelieferte Mengen des Verantwortlichen 
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vermieden werden soll. Die BeV 2022 muss dahingehend angepasst werden, 

dass auch vom Verantwortlichen selbst eingesetzte Brennstoffmengen in EU-

Emissionshandelsanlagen von den zu berichtenden Brennstoffemissionen in 

Abzug gebracht werden können, damit eine Doppelbelastung vorab vermie-

den wird. 

Wird keine angemessene ex ante Regelung gefunden, die ein entsprechendes 

Verfahren oder, falls notwendig, mehrere entsprechende Verfahren regelt, 

könnten den Unternehmen jährlich Milliarden Euro an Liquidität entzogen 

werden. In normalen Zeiten führt dies bereits zu kritischen Verwerfungen. 

Was Liquiditätsmangel in einer Volkswirtschaft für Folgen hat, ist im ersten 

Halbjahr 2020 deutlich geworden. In Krisenzeiten, wie der andauernden 

Corona-Krise, muss eine Doppelbelastung und jedweder weitere Liquiditäts-

entzug durch das BEHG daher unbedingt vermieden werden.  

Der Verordnungsgeber steht vor der Herausforderung, dass er eine Doppel-

belastung von Brennstoffemissionen möglichst vorab vermeiden soll. Die 

Doppelbelastung im Zusammenspiel von nationalem und europäischem 

Emissionshandel teilt sich in der Verantwortlichkeit jedoch auf zwei unter-

schiedliche Akteure auf. Im Rahmen des EU-Emissionshandels wird der 

Emittent, der Anlagenbetreiber, direkt bepreist. Im Rahmen des nationalen 

Emissionshandels wird dieser jedoch „nur“ indirekt bepreist. Ohne ein klares 

Verfahren zwischen Verantwortlichen und Abnehmer besteht das Risiko ei-

ner ungewollten Belastung durch den CO2-Preis (Doppelbelastung). Die di-

rekte Bepreisung fällt beim Verantwortlichen an, der wiederum den Preis an 

seine Kunden weitergibt. Die Emission wird damit an zwei unterschiedlichen 

Punkten direkt bepreist. Hingegen wird der Anlagenbetreiber unter Umstän-

den doppelt belastet. Der Verordnungsgeber sollte demnach einen nicht di-

rekt am nationalen Emissionshandel Beteiligten von einer drohenden Dop-

pelbelastung befreien. Die aktuelle Regelung sieht hier lediglich vor, den 

Verantwortlichen auf Basis des im jeweiligen Folgejahr vorliegenden EU-

Emissionsberichtes von einer Zertifikatsabgabepflicht freizustellen (vgl. § 

11) und ist folglich für eine Vorab-Befreiung zur Vermeidung von Liquidi-

tätsentzug von dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlagen unzu-

reichend. Zudem beschränkt sie sich im Ergebnis auf Direktlieferungen, wo-

hingegen der Gesetzgeber den Verordnungsgeber beauftragt, auch Brenn-

stofflieferungen über Dritte ex ante zu befreien. Ein Regierungsentwurf der 

Verordnung muss eine Befreiung der für EU-Emissionshandelsanlagen ge-

lieferte Brennstoffe vom nationalen CO2-Preis zum Zeitpunkt der Abrech-

nung für Verantwortlichen und Kunden rechtssicher gewährleisten. Es ist 
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essenziell, dass der Verordnungsgeber das Verfahren zwischen der 

Brennstofflieferung und dem Abzug der Brennstoffemissionsmengen 

vom Emissionsbericht durch den Verantwortlichen regelt. 

Der BDI hat hierzu im Juni einen Maßnahmenvorschlag zur Befreiung und 

Kompensation von EU-Eimissionshandelsanlagen vorgelegt (vgl. Anhang). 

Daran anknüpfend schlägt der BDI seine zwei Optionen (1. und 2.) vor, die 

eine praktikable und bürokratiearme Vorab-Befreiung ermöglichen. Die Op-

tionen sind als Wahloptionen zu sehen. Das bedeutet, dass ein Unternehmen, 

die eine oder andere Option der Vorab-Befreiung für sich wählen kann.  

1. Ergänzung eines § 11 Abs. 5 zur Ausstellung einer rechtssicheren 

Erklärung des EU-Emissionshandelsstatus durch die zuständige 

Behörde (BDI-Maßnahmenvorschlag 1) 

Die zuständige Behörde gewährt den Betreibern von EU-Emissionshandels-

anlagen auf Antrag das Recht, gegenüber Verantwortlichen „EU-Emissions-

handelserklärungen“ auszustellen, die für den Brennstoff dessen Einsatz in 

einer EU-Emissionshandelsanlage bestätigen. Mit dem Antrag verpflichtet 

sich der EU-Emissionshandelsanlagenbetreiber gegenüber der zuständigen 

Behörde dazu, den für das jeweilige Bezugsjahr maßgeblichen CO2-Preis für 

die auf der Grundlage der  EU-Emissionshandelserklärungen ohne Belastun-

gen aus dem nationalen Emissionshandel bezogenen Brennstoffe selber zu 

zahlen, soweit der Einsatz der entsprechenden Brennstoffe nicht durch den 

EU-Emissionshandelsbericht nachgewiesen werden kann. Dem Verantwort-

lichen dient die EU-Emissionshandelserklärung derweil als Bestätigung der 

Abzugsfähigkeit entsprechender Mengen an Brennstoffemissionen gemäß § 

11 Absatz 1 gegenüber der zuständigen Behörde. Die Korrektur zwischen 

den CO2-preisfrei gelieferten Brennstoffmengen und den tatsächlichen, für 

das berichtspflichtige Kalenderjahr relevanten, Brennstoffmengen, erfolgt 

auf Basis des EU-Emissionsberichts und unmittelbar zwischen dem Betreiber 

der EU-Emissionshandelsanlage und der zuständigen Behörde. Dazu wird für 

die Brennstoffe, für die der Anlagenbetreiber EU-Emissionshandelserklärun-

gen ausgegeben hat, die bezogene Brennstoffmenge des Anlagenbetreibers 

um die Brennstoffmenge aus dem EU-Emissionsbericht reduziert. Die aus 

dieser Differenz der Brennstoffmengen unter Anwendung der Vorgaben des 

nationalen Emissionshandels berechneten Brennstoffemissionen sowie der 

für das Bezugsjahr relevante CO2-Preis sind die Basis für die Abrechnung 

zwischen zuständiger Behörde und Anlagenbetreiber. Für das Bezugsjahr 
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2021 kann maximal die im Jahr 2021 an EU-Emissionshandelsanlagen gelie-

ferte Brennstoffmenge geltend gemacht werden. 

Das beschriebene Verfahren sollte analog ebenfalls für Prozessemissionen 

aus der stofflichen Nutzung von Brennstoffen gelten. 

Eine systematische Überschätzung der auf das berichtspflichtige Kalender-

jahr entfallenden Brennstoffmengen muss ausgeschlossen sein, beispiels-

weise im Rahmen der „Endabrechnung“ zwischen Anlagenbetreiber und zu-

ständiger Behörde im Folgejahr.  

Zentral ist, dass der Verantwortliche die EU-Emissionshandelserklärung be-

reits zum Zeitpunkt der Abrechnung vom Anlagenbetreiber erhalten kann 

und damit unmittelbar berechtigt ist, die auf der Erklärung angegebenen 

Brennstoffmengen von den zertifikatspflichtigen Brennstoffemissionsmen-

gen in seinem Emissionsbericht im Folgejahr abzuziehen. Der Verantwortli-

che darf für die Summe in der EU-Emissionshandelserklärung angegebenen 

Brennstoffemissionen nachträglich nicht belangt werden. Nur auf diese 

Weise besteht Rechtssicherheit für alle Beteiligten, und ein Liquiditätsentzug 

kann sicher vermieden werden. 

Die weiteren Angaben der EU-Emissionshandelserklärung ergeben sich aus 

Anlage 4. 

Die EU-Emissionshandelserklärung könnte analog zum bereits seit vielen 

Jahren in der Praxis bewährten Erlaubnisscheinverfahren bei der Energie-

steuer verwendet werden, um auf diese Weise auch Brennstofflieferketten 

abzubilden. 
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Ergänzung einer neuen Anlage 4 „EU-Emissionshandelserklärung“  

Mindestangaben der EU-Emissionshandelserklärung 

a) Name der dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlage, 

b) Aktenzeichen der dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlage, 

c) Art des in Verkehr gebrachten Brennstoffs entsprechend der Unter-

teilung in Anlage 1 Teil 4, 

d) Stoffmenge des in der Abrechnung zwischen Lieferant und EU-Emis-

sionshandelsanlagenbetreiber angegebenen Brennstoffs in Tonnen, 

1 000 Litern oder Megawattstunden, 

e) Umrechnungsfaktoren, Heizwerte und Emissionsfaktoren nach An-

lage 1 Teil 4 des eingesetzten Brennstoffs, 

f) Biomasseanteil des eingesetzten Brennstoffs in Prozent, 

g) Angabe, ob die Lieferung vollständig oder teilweise der Steuerausset-

zung oder -befreiung nach dem Energiesteuergesetz unterliegt. 

2. Ergänzung eines § 11 Absatz 6 zur Ausstellung einer „Vertre-

tungserklärung“ zur Ausführung der Verpflichtungen des Ver-

antwortlichen durch den EU-Emissionshandelsanlagenbetreiber 

(BDI-Maßnahmenvorschlag 2) 

EU-Emissionshandelsanlagenbetreiber sollten die Möglichkeit erhalten, alle 

gelieferten Brennstoffmengen zunächst ohne CO2-Preis zu beziehen und im 

Gegenzug für diese Mengen eigenständig am nationalen Emissionshandel 

teilzunehmen, inkl. Einreichung des Emissionsberichts zum 31. Juli jeden 

Jahres sowie Kauf und Abgabe von nationalen Emissionszertifikaten. Die 

einzugehenden Verpflichtungen sind dabei auf die notwendigen Verpflich-

tungen zur Umsetzung der Vermeidung der Doppelbelastung im Rahmen des 

nationalen Emissionshandels zu beschränken. Auf diese Weise kann zuver-

lässig sichergestellt werden, dass Brennstoffe, die in EU-Emissionshandels-

anlageneingesetzt werden, vorab vom CO2-Preis freigestellt sind. In seiner 

Fassung vom 12. Dezember 2019 bietet das Gesetz nicht die Möglichkeit ei-

ner Teilnahme von Unternehmen am nationalen Emissionshandel, nur weil 

sie dem EU-Emissionshandel unterliegen. Hier könnte es einer Anpassung 

im Gesetz bedürfen. Der Verordnungsgeber sollte dennoch bei der Ausge-

staltung des Verfahrens zur Vorab-Befreiung die hier beschrieben Option er-

möglichen. 
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Zunächst stellt die zuständige Behörde Betreibern von EU-Emissionshan-

delsanlagen auf Antrag eine „Vertretungserklärung“ aus, die den Status des 

Unternehmens als EU-emissionshandelspflichtig bestätigt und zur vertre-

tungsweisen Ausübung aller Verpflichtungen eines Verantwortlichen, die 

sich aus der BeV 2022 ergeben, einschließlich der in §§ 25 und 26 BEHV 

genannten Aktivitäten, für die, durch den Verantwortlichen an den EU-Emis-

sionshandelsanlagenbetreiber gelieferten Brennstoffe, berechtigt (Vertre-

tungsregelung). 

Die Vertretungserklärung dient dem Verantwortlichen als Bestätigung der 

Abzugsfähigkeit entsprechender Mengen an Brennstoffemissionen gemäß § 

11 Absatz 1 gegenüber der zuständigen Behörde. Der Verantwortliche ist be-

rechtigt, alle an die vertretungsberechtigte EU-Emissionshandelsanlage ge-

lieferten Brennstoffmengen und die sich daraus ergebenden Brennstoffemis-

sionsmengen von den zertifikatspflichtigen Brennstoffemissionsmengen im 

Emissionsbericht abzuziehen. Der Verantwortliche kann für die Summe der 

an die vertretungsberechtigte EU-Emissionshandelsanlage gelieferten Brenn-

stoffmengen und die sich daraus ergebenden Brennstoffemissionen nachträg-

lich nicht mehr belangt werden.  

Die Angaben der Vertretungserklärung ergeben sich aus Anlage 5. 

Um eine Vertretungsregelung zu ermöglichen, brauchen Betreiber von EU-

Emissionshandelsanlagen wie auch Verantwortliche die Möglichkeit, Konten 

zu eröffnen, mit denen sie Aktivitäten gemäß § 25 und § 26 Brennstoffemis-

sionshandelsverordnung (BEHV) durchführen können. Um eine sachge-

rechte Vorab-Befreiung von EU-Emissionshandelsanlagen vom nationalen 

CO2-Preis zur Vermeidung von Doppelbelastung zu ermöglichen, sollten 

auch diese ein Compliance-Konto eröffnen können, insofern sie bei der zu-

ständigen Behörde einen Antrag auf Vertretungsregelung gestellt haben.  

Ergänzung einer Anlage 5 „Vertretungserklärung“  

Mindestangaben der Vertretungserklärung 

a) Name der dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlage, 

b) Aktenzeichen der dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlage, 

c) Handelsregisternummer des Verantwortlichen, 

d) Bestätigung der vertretungsweisen Übernahme der Verpflichtungen 

eines Verantwortlichen, die sich aus der BeV 2022 ergeben, 
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einschließlich der in §§ 25 und 26 BEHV genannten Aktivitäten, 

durch den Betreiber der dem EU-Emissionshandel unterliegenden 

Anlage, 

e) Stoffmenge des in der Abrechnung zwischen Lieferant und EU-Emis-

sionshandelsanlagenbetreiber angegebenen Brennstoffs in Tonnen, 

1 000 Litern oder Megawattstunden, 

f) Biomasseanteil des eingesetzten Brennstoffs in Prozent, 

g) Angabe, ob die Lieferung vollständig oder teilweise der Steuerausset-

zung oder -befreiung nach dem Energiesteuergesetz unterliegt. 

Behandlung von Kleinemittenten gemäß § 16 Emissionshandelsverord-

nung 2030 im Rahmen von § 7 Absatz 5 BEHG und § 11 Absatz 2 BEHG  

Unternehmen, die unter den europäischen Emissionshandel fallen, aber ver-

hältnismäßig wenig emittieren, können sich als Kleinemittenten einstufen 

lassen. Für Kleinemittenten gelten vereinfachte Berichtspflichten. Beispiels-

weise wird nur alle drei Jahre ein verifizierter Emissionsbericht vorgelegt. In 

den anderen Jahren bedarf es eines Emissionsberichts, aber keiner Verifizie-

rung. Dieses Verfahren ist gängige Praxis im EU-Emissionshandel. Daher 

plädiert der BDI dafür, auch diese Berichte als ausreichend anzuerkennen, 

um die Vorab-Befreiung von Kleinemittenten sicherzustellen. Bei der Aus-

gestaltung der Vorab-Befreiung und auch der finanziellen Kompensa-

tion im BEHG über die Rechtverordnungen im Rahmen von § 7 Absatz 

5 BEHG und § 11 Absatz 2 BEHG, sollte der Verordnungsgeber sicher-

stellen, dass auch Kleinemittenten unter die entsprechenden Regelungen 

fallen, um zusätzliche Belastungen zu vermeiden.  

 

Zu Anlage 2 Nummer 5 

 

Anlage 2 regelt die notwendigen Angaben zu Brennstoffen im Zusammen-

hang mit der Vermeidung einer Doppelbelastung. Es ist erklärter politischer 

Wille und Inhalt des Gesetzes, dass eine Befreiung von EU-Emissionshan-

delsanlagen von der Zahlung des nationalen CO2-Preises möglichst vorab ge-

regelt werden soll. Der aktuelle Entwurf lässt dies an mehreren Stellen aber 

nicht zu. Wird ein Verantwortlicher dazu gezwungen die eingesetzten Brenn-

stoffe durch Dritte – hier EU-Emissionshandelanlagen – zu berichten, dann 
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kann er das erst nach Vorliegen des EU-Emissionsberichtes und hat vorher 

keine Klarheit über die genaue Menge.  

Daher sollte Punkt e) der Anlage 2 Nummer 5 wie folgt ergänzt werden: 

„Stoffmenge des eingesetzten in den EU-Emissionshandelserklärungen an-

gegebenen Brennstoffs in Tonnen, 1 000 Litern oder Megawattstunden oder 

Stoffmenge des eingesetzten in den Vertretungserklärungen angegebenen 

Brennstoffs in Tonnen, 1 000 Litern oder Megawattstunden,“ 

Die gleiche Argumentation gilt für den Biomasseanteil in Punkt g) der An-

lage 2 Nummer 5: 

„Biomasseanteil des eingesetzten in den EU-Emissionshandelserklärungen 

angegebenen Brennstoffs in Prozent oder Stoffmenge des eingesetzten in 

den Vertretungserklärungen angegebenen Brennstoffs in Prozent,“ 

Zudem sind die Punkte i) und j) in Anlage 2 Nummer 5 zu streichen. Für die 

Vermeidung der Doppelbelastung ist die Brennstoffmenge relevant, nicht 

aber die Brennstoffemissionsmenge. 

 

Zu Anlage 3 

 

Anlage 3 regelt die notwendigen Angaben zum Abzug von Brennstoffemis-

sionen beim Einsatz in einer dem EU-Emissionshandel unterliegenden An-

lage. Es ist erklärter politischer Wille und Inhalt des Gesetzes, dass eine Be-

freiung von EU-Emissionshandelsanlagen von der Zahlung des nationalen 

CO2-Preises möglichst vorab geregelt werden soll. Der aktuelle Entwurf 

kommt diesem Auftrag aber an mehreren Stellen nicht nach. Wird ein Ver-

antwortlicher dazu gezwungen, die eingesetzten Brennstoffe durch Dritte – 

hier EU-Emissionshandelanlagen – zu berichten, dann kann er das erst nach 

Vorliegen des EU-Emissionsberichtes und hat vorher keine Klarheit über die 

genaue Menge.  

Daher sollte Nummer 5 der Anlage 3 wie folgt geändert werden: 

„Bezeichnung des eingesetzten gelieferten Brennstoffs,“  
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Brennstoffemissionshandelsverordnung – 
BEHV 
 
 
Im Einzelnen 
 

Zu § 6 - Verkaufstermine, Mindestkaufmengen 

Absatz 1 Satz 2 besagt, dass die beauftragte Stelle gewährleisten muss, dass 

mindestens bis zum dritten Arbeitstag des Monats Dezember Verkaufster-

mine angeboten werden. Der letzte verpflichtende Verkaufstermin läge damit 

in der ersten Dezemberwoche. Zu diesem Zeitpunkt ist aber weder dem Ver-

antwortlichen noch den Endkunden bekannt, welche Menge an Brennstoffen 

für den Monat Dezember verbraucht werden. Dies hängt maßgeblich von den 

klimatischen Bedingungen und der Produktion ab. Um die bestehenden Un-

sicherheiten nicht weiter zu vergrößern und weitere Belastungen auf die 

Endkunden, privat und gewerblich, zu verlagern sowie eine möglichst 

umfangreiche Vorab-Befreiung zu ermöglichen, sollte der letzte Ver-

kaufstermin eines Kalenderjahres ans Ende des Monats Dezember ver-

legt werden. Die Notwendigkeit, die Frist des 28. Februars aus § 10 Absatz 

2 BEHG auf den 30. September zu verlegen, bleibt hiervon unberührt. 

 

Zu § 10 - Eröffnung von Konten 

Der Verordnungsgeber listet in Absatz 2 Sachverhalte auf, die der Eröffnung 

eines Kontos entgegenstehen. Insbesondere die Kriterien nach Nummer 2 ge-

hen aus Sicht des BDI zu weit. Das BEHG sollte sich in diesem Zusam-

menhang stärker an dem Vorgehen im TEHG orientieren. Dortige Rege-

lungen unterlagen einer jahrelangen Prüfung und haben sich bewährt. 

 

Zu § 12 Absatz 2 und § 13 Absatz 1 Nummer 2, 3, 6, 9, 10  

Hier sollte zur Schließung eines Compliance-Kontos und zur Sperrung von 

Konten jeweils eine Übergangsfrist von 40 Arbeitstagen eingefügt werden. 
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Über den BDI 
 
Der BDI transportiert die Interessen der deutschen Industrie an die politisch 

Verantwortlichen. Damit unterstützt er die Unternehmen im globalen Wett-

bewerb. Er verfügt über ein weit verzweigtes Netzwerk in Deutschland und 

Europa, auf allen wichtigen Märkten und in internationalen Organisationen. 

Der BDI sorgt für die politische Flankierung internationaler Markterschlie-

ßung. Und er bietet Informationen und wirtschaftspolitische Beratung für alle 

industrierelevanten Themen. Der BDI ist die Spitzenorganisation der deut-

schen Industrie und der industrienahen Dienstleister. Er spricht für 40 Bran-

chenverbände und mehr als 100.000 Unternehmen mit rund acht Mio. Be-

schäftigten. Die Mitgliedschaft ist freiwillig. 15 Landesvertretungen vertre-

ten die Interessen der Wirtschaft auf regionaler Ebene. 
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